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hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemdB § 128 Abs. 2

ZPO in der Sitzung am 11. Februar 1998 durch den Vorsitzenden

Richter Dr. Freitag, die Richter Prof. Dr. Jobs und Bdck sowie

die ehrenamtliche Richterin Schlaefke und den ehrenamtlichen

Richter Peters flir Recht erkannt:

1. Die Revision des Klédgers gegen das Urteil des

Landesarbeitsgerichts Diisseldorf vom 21. Au-
gust 1997 - 13 Sa 841/97 - wird zurlickgewie-
sen.

2. Der Klager trdgt die Kosten der Revision.

Von Rechts wegen!

Tatbest and:

Die Parteien streiten iiber die HShe von Ausgleichszahlungen

aus einem Sozialplan.

Der am 2. September 1936 geborene Kldger war seit 1. April

1975 bei der Beklagten beschédftigt. Er schied auf Grund eines

schriftlichen Aufhebungsvertrages vom 6. Januar 1992 am 31. De-

zember 1993 bei der Bsklagten aus.

Dieser Aufhebungsvertrag lautet - soweit vorliegend von In-

teresse:

Das Arbeitsverhdltnis endet auf unsere Veranlas-
sung im gegenseitigen Einvernehmen am 31.12.1993.
Im Anschlufl daran melden Sie sich arbeitslos, um
die Voraussetzungen fiir den Bezug des vorgezoge-
nen Altersruhegeldes zu erfiillen.
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Wihrend der Ubergangszeit werden Sie wirtschaft-
lich so gestellt, dafl Sie 90 % Ihrer letzten mo-
natlichen Netto-Regelbeziige erhalten. Dabei rech-
nen wir das Arbeitslosengeld, die Sozialversiche-
rungsrente und die betriebliche Versorgungslei-
stung an.

Die Ubergangszeit ist die Zeit vom Ausscheiden
bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres; sie
endet demnach am 30.09.1999.

Ab 01.10.1996 stehen Thnen die betrieblichen Ver-
sorgungsleistungen zu.

Da Ihre zu erwartende Netto-Rente aus der Sozial-
versicherung zuziiglich der betrieblichen Versor-
gungsleistung hdher sein werden als 90 % Ihres
Nettoeinkommens, werden Sie nach Beendigung der
Arbeitslosigkeit keine weiteren Ausgleichszahlun-
gen erhalten.

Sobald die versicherungsrechtlichen Voraussetzun-
gen dafiir gegeben sind, stellen Sie einen Renten-
antrag bei dem fir Sie zustdndigen Sozialversi-
cherungstrager, spadtestens jedoch zum 01.10.1996.
Als Voraussetzung gilt z. B. die M6glichkeit der
Gewdhrung einer Berufs- oder Erwerbsunfdahigkeits-
rente im Krankheitsfall, des vorgezogenen Alters-
ruhegeldes nach mindestens. einjdhriger Arbeitslo-
sigkeit, der gesetzlichen Rente wegen Anerkennung
einer Schwerbehinderung von mindestens 50 % oder
wegen Erreichens der flexiblen Altersgrenze.

Anlagen
Ermittlung Nettoeinkommen
" betriebl. Versorgungsleistungen

Vorausberechnung SV-Rente
Zeitreihe Versorgung"

Aus den im Aufhebungsvertrag als Anlagen bezeichneten
Schriftstiicken ergibt sich, daB dem Klédger betriebliche Versor-
gungsleistungen in H8he von monatlich 517,71 DM zustehen und daB
90 % seines letzten monatlichen Nettoeinkommens 3.190,00 DM aus-

gemacht haben. Die "Vorausberechnung" fiir die Rentenversicherung
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vom 19. Dezember 1991 weist eine monatliche Rentenanwartschaft
des Kldgers (ohne Abzug der Beitrdge zur Krankenversicherung der
Rentner) zum 1. Oktober 1996 in Hohe von ca. 2.831,85 DM aus. Auf
dieser "Vorausberechnung" ist ein Hinweis enthalten, daB sich die
Rente des Kl&gers wegen'des durchgefiithrten Versorgungsausgleiches

um ca. 769,71 DM vermindert.

Im Betrieb der Beklagten existierte ein Sozialplan vom
27. Oktober 1989, der fiir die Zeit vom 1. November 1989 bis

31. Dezember 1992 galt.

Dieser Sozialplan lautet auszugsweise:

4.2 Die Personalabteilung wird dariiber hinaus
57jdhrigen und dlteren Mitarbeitern, deren
Arbeitspldtze bendtigt werden, um sie mit
betroffenen Mitarbeitern zu besetzen, das
vorzeitige Ausscheiden und die vorzeitige
Pensionierung anbieten.

4.3 Unmittelbar nach dem Zeitpunkt der einver-
nehmlichen Beendigung des Arbeitsverhdlt-
nisses melden sich diese Mitarbeiter beim
zustdndigen Arbeitsamt arbeitslos.

Die Betroffenen verpflichten sich, zum frii-
hestméglichen Zeitpunkt einen Antrag auf
Altersruhegeld bei dem entsprechenden Ren-
tenversicherungstréger zu stellen.

4.4 Wahrend der iUlbergangszeit soll der Mitar-
beiter wirtschaftlich so gestellt werden,
dafBl er bis zu 90 % seiner letzten monatli-
chen Netto-Regelbeziige erhdlt.

Dabei werden angerechnet: Arbeitslosengeld,
Leistungen des Unterstiitzungsvereins der
chemischen Industrie, Sozialversicherungs-
rente und Pensionskassenrente.
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Die Ubergangszeit ist die Zeit von dem Aus-
scheiden bis zur Vollendung des 63. Lebens-
jahres.

4.7 Der Zuschufi, der sich aus dem Differenzbe-
trag zwischen 90 % des letzten monatlichen
Nettoeinkommens und den Leistungen aus Ar-
beitslosenversicherung, Anspriichen aus dem
Tarifrecht, betrieblicher Altersversorgung
und gesetzlicher Altersversorgung ergibt,
wird fiir die Ubergangszeit als einmalige,
im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen
steuerfreie Abfindung oder als monatlicher
Ausgleichsbetrag gezahlt.

Das monatliche Netto-Regeleinkommen errech-
net sich aus dem monatlichen Brutto-Regel-
einkommen abziiglich Steuern, Sozialversi-
cherungsbeitrdgen, Krankenversicherung,
Pensionskassenbeitrag (Anlage 2).

Auf der Lohnsteuerkarte eingetragene Frei-
betrdge werden nicht beriicksichtigt. Ande-
rungen der Steuerklasse in den letzten

sechs Monaten k&nnen nur in begriindeten
Ausnahmefdllen beriicksichtigt werden."

Der Kl&ger bezieht seit 1. Oktober 1996 eine monatliche Al-
tersrente fiir Schwerbehinderte, Berufsunfdhige und Erwerbsunfahi-
ge in Hohe von 2.177,41 DM. Dariiber hinaus bezieht er eine Fir-
menrente, die er in seiner Klageschrift mit 159,93 DM errechnet
hat; insgesamt geht er demnach von anzurechnenden anderen Lei-

stungen in H6he von 2.337,34 DM aus.

Der Klager verlangt von der Beklagten fiir den Zeitraum von
Oktober 1996 bis einschliefllich Dezember 1996 die Zahlung der
Differenz in H6he von 2.557,98 DM zwischen dem Betrag der von ihm
bezogenen Renten und 90 % seiner letzten Netto-Regelbeziige (3 x
852,66 DM = 2.557,98 DM). Auflerdem macht er diesen monatlichen

Differenzbetrag fortlaufend ab Januar 1997 geltend.
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Der Klager hat beantragt,

1. die Beklagte zu verurteilen, an ihn
2.557,98 DM nebst 4 % Zinsen seit Rechtshan-
gigkeit zu zahlen.

2. Die"Beklagte zu verurteilen, an ihn eine mo-
natliche Sozialplanleistung in HBhe von

852,66 DM ab Januar 1997 fortlaufend zu zah-
len.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt.

Sie ist der Meinung, der Kldger miisse sich auch den Betrag
auf seine Ausgleichsanspriiche nach dem Sozijialplan anrechnen las-
sen, um den sich wegen des durchgefiilhrten Versorgungsausgleichs

seine Rentenzahlung vermindere.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung
des Kldgers hat das Landesarbeitsgericht zuriickgewiesen. Mit der
Revision verfolgt der Kldger sein Klagebegehren weiter, wahrend

die Beklagte die Zuriickweisung der Revision beantragt.

Entscheidungsgyrinde:

Die Revision des Kligers ist unbegriindet. Er muB sich auf
seinen Anspruch auf Ausgleichszahlungen aus dem Aufhebungsvertrag
in Verbindung mit dem Sozialplan auch den Betrag anrechnen las-
sen, um den sich seine Sozialversicherungsrente wegen des durch-

gefiilhrten Versorgungsausgleichs vermindert.
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I. Das lLandesarbeitsgericht hat seine klageabweisende Entschei--

dung damit begriindet, daB der Versorgungsausgleich die personli-
che Sphare des Kldgers betrifft und daB es sich "von selbst" ver-
steht, daB der Klager die Folgen des enteignenden Eingriffs des
Gesetzgebers im Zusammenhang mit der Scheidung und in Gestalt des
Versorgungsausgleichs zugunsten der geschiedenen Ehegattin allei-
ne zu tragen hat. Wenn iiberhaupt Veranlassung bestanden hitte,
eine diesbeziigliche Klarstellung im Sozialplan aufzunehmen, so
hdtte sie nur dahingehend lauten k&nnen, daB die Ubernahme von
Nachteilen aus dem Versorgungsausgleich durch den Arbeitgeber

ausgeschlossen werde.

II. Dem Landesarbeitsgericht kann nur im Ergebnis gefolgt wer-

den.

1. Die Parteien haben im Aufhebungsvertrag vom 6. Januar 1992
die Zahlung von Ausgleichszahlungen durch die Beklagte an den

Kldger ausgeschlossen.

Dieser Vertrag enthdlt folgende Vereinbarung:

"Da Thre zu erwartende Netto-Rente aus der Sozi-
alversicherung zuziiglich der betrieblichen Ver-
sorgungsleistung hdher sein werden als 90 % Ihres
Nettoeinkommens, werden Sie nach Beendigung der
Arbeitslosigkeit keine weiteren Ausgleichszahlun-
gen erhalten."

Wie sich aus den Anlagen zum Aufhebungsvertrag ergibt, gin-
gen die Vertragsparteien von einer Ermittlung des 90 %igen Netto-

monatseinkommens in HShe 3.190,00 DM, einer Ermittlung der be-
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trieblichen Versorgungsleistungen in Hoéhe von 517,71 DM monatlich
und einer Vorausberechnung der Sozialversicherungsrente in Hbhe
von monatlich 2.831,85 DM aus. Da die betrieblichen Versorgungs-~
leistungen und die Sozialversicherungsrente den Betrag von 90 %
des letzten Nettomonatseinkommens deutlich ilibersteigen, ist die
Vereinbarung im Aufhebungsvertrag iiber den Ausschlufl von Aus-
gleichszahlungen folgerichtig. Gleichzeitigfgeigt die Vereinba-
rung auch, daB die Parteien der Meinung waren, die Minderung der
Rentenanspriiche des Kldgers in HShe von etwa 769,71 DM wegen des
durchgefiihrten Versorgungsausgleichs, auf welche in der Vorausbe-
rechnung vom 19. Dezember 1991 ausdriicklich hingewiesen wird,
solle unberiicksichtigt bleiben. H&dtte man diese Minderung namlich
bei der Anrechnung der Sozialversicherungsrente auf den Aus-
gleichsanspruch des Kldgers zu seinen Gunsten in Abzug bringen
wollen, so hétte es nicht zur Vereinbarung iliber den Ausschlu3 von
Ausgleichszahlungen kommen konnen, weil dann né@mlich die Sozial~
versicherungsrente (ca. 2.062,14 DM) zusammen mit den betriebli-
chen Versorgungsleistungen (517,71 DM) nicht den Betrag eines 90
%$igen Nettomonatseinkommens ausgemacht hédtte. Ob die Vorausbe-
rechnung der Sozialversicherungsrente dem Aufhebungsvertrag als
Anlage beigefiigt war, was der Kldger bestreltet, ist dabei ohne
Belang, da sich aus der Vertragsurkunde ergibt, daB dieses als
"Anlage" bezeichnete Schriftstiick zum Vertragsgegenstand gemacht
worden ist. Der Kliger hat sich daher dessen Inhdlt zurechnen zu

lassen.

Demnach kann die Vereinbarung iiber den AusschluB von Aus-

gleichszahlungen nach Beendigung der Arbeitslosigkeit des Klégers

i
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und nach Beginn des Rentenbezuges nur dahingehend verstanden wer-
den, dafl die Parteien die Rentenminderung auf Grund des Versor-
gungsausgleiches bei der Berechnung des Anspruchs auf Ausgleichs-

zahlungen unberiicksichtigt lassen wollten.

Zu einer solchen Vertragsauslegung ist das Revisionsgericht
berechtigt, weil das Berufungsgericht rechtsirrtiimlich den Aufhe-
bungsvertrag insoweit {iberhaupt nicht beachtet hat, damit auch
eine Auslegung dieser einschldgigen Vertragsklausel nicht vorge-
nommen hat und die fiir die Auslegung dieser Vertragsbestimmung
durch den Senat erforderlichen Tatsachen dadurch festgestellt
sind, dafl sie sich aus dem vorgelegten Aufhebungsvertrag und den
beigefiigten Anlagen ohne weiteres ergeben (stdndige Rechtspre-
chung des BAG; vgl. BAGE 67, 279 = AP Nr. 21 zu § 550 ZPO,

m.w.N.).

2. Dieser vertraglich vereinbarte AusschluBl von Ausgleichszah-
lungen verstd6ft nicht zu Lasten des Klagers gegen den Sozialplan,
so daB er nicht wegen Verstofles gegen § 77 Abs. 4 Satz 2 i.V.m.

§ 112 Abs. 1 Satz 2 BetrVG gem#B § 134 BGE nichtig ist.

Der Sozialplan verlangt nadmlich nicht, dafl bei der Berech-
nung des Ausgleichsanspruches eine Minderung der anzurechnenden
Sozialversicherungsrente auf Grund eines durchgefiihrten Versor-
gungsausgleichs zugunsten des Arbeitnehmers zu beriicksichtigen

ist., Dies ergibt eine sachgerechte Auslegung des Sozialplans.

a) Nach der standigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts
sind Sozialpldne nicht wie Vertrdge gemdB §§ 133, 157 BGB, son-
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dern als Betriebsvereinbarungen besonderer Art wie Tarifvertrége
auszulegen (BAG Urteile vom 16. MArz 1994 - 10 AZR 606/93 - AP
Nr. 75 zu § 112 BetxrVG 1972, m.w.N.; vom 17. September 1997

- 10 AZR 38/97 - n.v.). MaBgeblich ist dabei - entsprechend den
Grundsdtzen der Gesetzesauslegung - zundchst der Wortlaut. Uber
den reinen Wortlaut hinaus ist sodann der wirkliche Wille der Be-
triebspartner und der damit von ihnen beabéiéhtigte Sinn und
Zweck der Regelung mitzuberiicksichtigen, sofern und soweit sie in
der Betriebsvereinbarung erkennbar zum Ausdruck gekommen sind.
Abzustellen ist ferner auf den Gesamtzusammenhang, um Sinn und

Zweck der Regelung zu ermitteln.

b) Der Sozialplan regelt nicht ausdriicklich, wie beziiglich der
Anrechnung von Sozialversicherungsrenten auf den Anspruch auf
Ausgleichszahlungen im Falle eines Arbeitnehmers zu verfahren
ist, der eine wegen eines durchgefiihrten Versorgungsausgleiches

geminderte Rente erhalt.

Die Ziff. 4.4 Abs. 2 des Sozialplans sagt lediglich:

"Dabei werden angerechnet: ... Sozialversiche-
rungsrente ..."

Ob darunter die urspriingliche Rente oder die um den Versor-
gungsausgleich gekiirzte zu verstehen ist, ist nicht eindeutig und

daher durch Auslegung zu ermitteln.

c) Zundchst ergibt sich aus Ziff. 4.4 Abs. 1 des Sozialplans,
dafl grunds&atzlich ein vorzeitig ausgeschiedener Arbeitnehmer wih-
rend der Ubergangszeit, die fiir den Kldger bis zum 30. September
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1999 lauft, wirtschaftlich so gestellt werden soll, "daB er bis
zu 90 % seiner letzten monatlichen Netto-Regelbeziige erhdlt". Aus
der Verwendung der Formulierung "bis zu 90 %" folgt aber, dafB die
Sozialplanparteien davon ausgegangen sind, daf auch Falle denkbar
sind, in denen ein Arbeitnehmer weniger als diese 90 % seines
letzten monatlichen Nettoeinkommens erhdlt. Damit enthdlt der So-
zialplan keine Zusicherung, daB jeder ausgeschiedene Arbeitnehmer
bis zum Ablauf der Ulbergangszeit immer diesen Mindestbetrag er-

halten muf.

So kann es insbesondere infolge der in Ziff. ¢.7 Abs. 3 des
Sozialplans enthaltenen Regelung zu einem Unterschreiten der
90 %-Grenze kommen. Dort heifit es ndmlich beziiglich der Errech-
nung des vom Arbeitnehmer zuletzt bezogenen Nettomonatseinkom-
mens: "Auf der Lohnsteuerkarte eingetragene Freibetrdge werden

nicht beriicksichtigt®".

Das hat zur Folge, daB Arbeitnehmer, die auf Grund solcher
Freibetrdge ein hSheres Nettoeinkommen erzielt haben und deren
Freibetrdge bei der Berechnung des fiir die Ausgleichszahlungen
maflgeblichen Nettomonatseinkommens aufler Betracht bleiben, im Er-
gebnis auf Grund der zu zahlenden Ausgleichszahlungen weniger als
90 % ihres bisherigen - auf Grund des Freibetrages erhShten -
Nettoeinkommens erhalten. Damit haben die Sozialplanparteien
klargestellt, daf3 Umstdnde im perstnlichen Bereich des Arbeitneh-
mers - wie z.B. Freibetrdge - seinen Anspruch auf Ausgleichszah-

lungen gegeniiber dem Regelfall nicht erhShen sollen.

JLaw — Gesetze und Urteile e Available on the
Kostenlos (mobile App) » Google play D App Store
Uber 200 Gesetze

U T . = fili®s ~
»Uber100.000_U__rteiIe 7 JLaw — flir Android JLaw — furti®

1zZInyosaS OYIN ‘JF LY §§ Yoreu Yuequaje( S[e PuIs SUN[UIesS[19}1() I9p (D], YONY :SIOMUIE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

- 12 -

In diesem Sinne ist auch Ziff. 4.7 Abs. 1 des Sozialplans zu
verstehen, der bei der Zahlung des Ausgleichsbetrages nicht in
monatlichen Raten, sondern in einem einmaligen Abfindungsbetrag
nicht vorsieht, daB die Beklagte auf diesen Abfindungsbetrag bei
Ulberschreiten der Steuerfreibetrdge anfallende Steuern ilibernimmt.
Auch fiir diese muB somit der Arbeitnehmer als Steuerschuldner
aufkommen, was ebenfallé dazu fiithren kann, daB er fiir die gesamte
lbergangszeit insgesamt betrachtet nicht 90 % seines letzten Net-

tomonatseinkommens erhdlt.

d) Kann somit angenommen werden’, dafl der Sozialplan davon aus-
geht, daB Umstdnde im persdnlichen Bereich des Arbeitnehmers

- wie z.B. Steuerfreibetridge oder individuelle Steuerpflicht fir
Ausgleichszahlungen - dazu fiithren kdénnen, dafl der Arbeitnehmer im
wirtschaftlichen Endergebnis trotz der Ausgleichszahlungen weni-
ger als 90 % seines letzten Nettomonatsentgelts erhalten kann, so
muf3l die Anrechnungsklausel der Ziff. 4.4 Abs. 2 des Sozialplans
beziiglich der Sozialversicherungsrente so verstanden werden, daf}
auch der Betrag, um den sich die Auszahlung einer Sozialversicﬁe—
rungsrente infolge eines durchgefiihrten Versorgungsausgleiches

vermindert, zur anrechenbaren Sozialversicherungsrente z&hlt.

Dafiir spricht auch die Verwendung des Begriffes "Sozialver-
sicherungsrente" in Ziff. 4.4 Abs. 2 des Sozialplans. Hatten die
Sozialplanparteien auf den Betrag der tatsdchlich ausgezahlten
Rente abstellen wollen, so hdtte es nahegelegen, die Formulierung
"Leistungen (oder Zahlungen) aus der Rentenversicﬁerung" zu wah-

len.
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Der Klager erhdlt entgegen seiner Auffagsung nicht eine um
den auf den Versorgungsausgleich entfallenden Betrag geringere
Sozialversicherungsrente. Vielmehr steht ihm diese in der festge-
setzten HOhe in vollem Umfange zu. Wegen seiner anderweitigen
rechtlichen Verpflichtung wird nur ein Teil des ihm zustehenden
Rentenbetrages nicht an ihn persédnlich gezahlt; vielmehr kommt
dieser Teil unmittelbar seiner geschiedenen Ehefrau zugute. Damit
wird der Klager nicht ungerechtfertigt benachteiiigt. Auch andere
Arbeitnehmer, die Versorgungsleistungen beziehen, miissen im Falle
einer Verpflichtung zum Versorgungsausgleich hinnehmen, dafl sich
die Summe des ihnen persdnlich zufliefenden Betrages in HOhe der
Versorgungsausgleichsverpflichtung mindert. Eine rechtliche
Grundlage, nach der die Beklagte verpflichtet sein k&nnte, die
auf Grund der persdnlichen Verpflichtung des Kladgers eintretende
Verringerung der Sozialversicherungsrente durch eine ErhShung der
Ausgleichszahlungen zumindest bis zu dem Zeitpunkt auszugleichen,
zu dem er wegen Erreichens der Altersgrenze ausgeschieden ware,
besteht nicht (so auch zur Kiirzung eines Anpassungsgeldes filir Ar-
beitnehmer des Steinkohlebergbaus: BAG Urteil vom 28. April 1993

- 10 AZR 354/92 ~ n.v.).

Demnach haben die Vorinstanzen die Klage zu Recht abgewie-

gen, so dafB3 die Revision des Kldgers zuriickzuweisen war.

ITI. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.

Dr. Freitag Dr. Jobs B&ck
Schlaefke Peters

JLaw — Gesetze und Urteile » MGmml" | D Available on the

Kostenlos ; p» OOgIE play App Store

Uber 200 Gesetze '(wm bb

ILaw.flir Android JLaw = flriOS

UB&F T00.000 Urtéilg

1zZInyosaS OYIN ‘JF LY §§ Yoreu Yuequaje( S[e PuIs SUN[UIesS[19}1() I9p (D], YONY :SIOMUIE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz !
Rechtsanwalt www.prinz.law

19)1() 19p JI2 ], YONY SIOMUIH

OYIN ‘P eLY §§ YoeU Juequaje( S[e puls Sun

1ZInyosad

JLaw — Gesetze und Urteile JR— Ava..ame on the
Kostenlos (mobile App) » Google'play App tore
Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir i0OS



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Tatbestand:

	Entscheidiinqrsaründe :


